
In der Senatssitzung am 16. April 2024 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transformation 28.03.2024 

L 7 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 16.04.2024 

„Das Mercosur-Freihandelsabkommen - Jüngst erklärt die französische Regierung 
die EU-Verhandlungen zum Mercosur-Freihandelsabkommen als gescheitert“ 

(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 

A. Problem 

Die Fraktion der FDP hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende An-
frage an den Senat gestellt: 
 

1. Wie bewertet der Senat die aktuellen Verhandlungen des Mercosur-Freihan-
delsabkommens aus der Bremer Perspektive? 

2. Welche Potenziale sieht der Senat im Mercosur-Freihandelsabkommen für das 
Bundesland Bremen als Exportstandort mittel- bis langfristig? 

3. Welche Maßnahmen und Möglichkeiten sieht der Senat, um aus Bremen her-
aus Impulse für eine effektivere Umsetzung des Freihandelsabkommens zu 
setzen? 

 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 

Zu Frage 1: 

Zu dem Handelsteil des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union 
und den Staaten des sogenannten MERCOSUR, also Argentinien, Brasilien, Para-
guay und Uruguay wurde Mitte 2019 eine politische Einigung erzielt. Seitdem wird 
über Zusatzvereinbarungen verhandelt, vor allem zu den Fragen von Nachhaltigkeits-, 
Sozial- und Menschenrechtsstandards.  
 
Wie auch die Bundesregierung befürwortet der Senat einen schnellen und ehrgeizigen 
Abschluss von bilateralen Abkommen wie MERCOSUR. Sollten durch einige Monate 
Verzögerung zum jetzigen Zeitpunkt aber substanzielle Verbesserungen in den Zu-
satzvereinbarungen erreicht werden können, begrüßt der Senat dies ausdrücklich. 
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Zu Frage 2: 

Grundsätzlich sind Freihandelsabkommen mit den damit einhergehenden verlässli-
chen Regelungen zwischen den Partnern und der Öffnung der entsprechenden 
Märkte für einen international orientierten Handelsstandort wie Bremen und insbeson-
dere die hier agierenden Unternehmen wichtig und positiv zu beurteilen. Dies gilt ins-
besondere auch vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung der Diversifizie-
rung von Lieferketten und Absatzmärkten.  
 
In den Jahren 2021 bis 2023 lag der Anteil des Wertes der bremischen Ausfuhren in 
die MERCOSUR Staaten allerdings jeweils bei unter 0,5% der Gesamtausfuhren aus 
Bremen und der Anteil des Wertes der Einfuhren aus den MERCOSUR Staaten nach 
Bremen an den Gesamteinfuhren zwischen 4 und 5%.  
Bislang spielen die MERCOSUR Staaten für den bremischen Außenhandel also noch 
keine bedeutende Rolle, hier besteht noch deutliches Ausbaupotential.  

Zu Frage 3: 

Der Senat sieht zurzeit weder den inhaltlichen Sinn noch die verfahrenstechnische 
Möglichkeit, maßgebliche Impulse für eine effektivere Umsetzung des Freihandelsab-
kommens zu erwirken. 
 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder 
genderspezifischen Auswirkungen. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Nicht erforderlich 

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Öffentlichkeitsarbeit wird nicht empfohlen.  
Eine Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz kann erfolgen.  

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Wirtschaft, Häfen und 
Transformation vom 28.03.2024 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Frak-
tion der FDP in der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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